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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
vom 23.03.2017

Nachlassimmobilien in Bayern – weitere Fragen

Im Nachgang zur Beantwortung der Schriftlichen Anfrage 
vom 17. Oktober 2016 betreffend „Nachlassimmobilien im 
Besitz des Freistaates Bayern“ (Drs. 17/14904) ergeben 
sich einige weitere Fragen:

1.  a)  Warum stehen bei der Immobilien Freistaat Bayern 
(IMBY) nur 15 der 3.009 (Stand: 15. März 2017) im 
Besitz des Freistaats befindlichen Nachlassimmobilien 
zum Verkauf?

 b)  Wie viele Einnahmen und Ausgaben generiert der Frei-
staat mit den Nachlassimmobilien in den Jahren 2006 
bis 2015 (wenn nicht anders möglich, Zusammenfas-
sung der Einnahmen und Ausgaben pro Nachlassfall)?

 c)  Wie lässt sich die hohe Zahl an Nachlassimmobilien 
auf gesetzlicher Basis erklären, die sich außerhalb 
Bayerns befindet?

2.  a)  Wie könnte der Freistaat – vor allem unter der Maß-
gabe Innen- vor Außenentwicklung – die Leerstände 
als einen zusätzlichen Baustein nutzen, um dem bay-
ernweit mehr oder weniger grassierenden Wohnungs-
mangel zu begegnen?

 b)  Warum wird bei 5 Jahren oder länger im Besitz des 
Freistaats befindlichen Nachlassimmobilien – laut 
Auskunft in Drs. 17/14904 insgesamt über 1.000 Im-
mobilien im als Nachlassimmobilien gekennzeichne-
ten Bestand – keine Sanierung (z. B. zu Vermietungs-
zwecken o. Ä.), der Abriss bestehender Gebäude oder 
andere Maßnahmen erwogen, die eine Nutzbarma-
chung der Immobilie wahrscheinlicher machen?

 c)  Gibt es Überlegungen in der Staatsregierung, die 
Nachlassrichtlinien vom 31. Januar 2003 dahingehend 
anzupassen?

3.  a)  Tritt der Freistaat in der Regel proaktiv an die jeweili-
gen Standortkommunen heran, um ihnen die Nachlas-
simmobilien zum Verkauf anzubieten?

 b)  Wenn nein, warum nicht?
 c)  Wenn ja, welches sind die zentralen Gründe der Ge-

meinden, einen Ankauf einer Nachlassimmobilie aus-
zuschlagen?

4. a) Wie viele der 2.219 zwischen 2006 und 2015 ver-
kauften Nachlassimmobilien wurden an die jeweiligen 
Standortkommunen veräußert?
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 b) Bei wie vielen der 3.009 im Besitz des Freistaats be-
findlichen Nachlassimmobilien steht der Freistaat der-
zeit in Verkaufsverhandlungen mit den Standortkom-
munen?

 c)  Gibt es seitens der Staatsregierung konkrete Überle-
gungen, Nachlassimmobilien im Besitz des Staates 
unentgeltlich an die jeweils betroffenen Kommunen 
zu übertragen, damit die Kommunen diese im Sinne 
der Ortsentwicklung, der Nachbarimmobilien und des 
Ortsbilds nutzbar machen können?

5.  a)  Warum stößt die Staatsregierung keine weiterge-
henden Maßnahmen in Regionen an, in denen sich 
Nachlassimmobilien, die als leer stehende Häuser
(-ruinen) die Ortsentwicklung behindern, den Wert 
von Nachbarimmobilien mindern und das Ortsbild be-
lasten und nur schwierig veräußern lassen (v. a. in 
Nordbayern)?

 b)  Gibt es konkrete Überlegungen der Staatsregierung, 
wie die vielfältigen Probleme mit diesen leer ste-
henden Häuser(-ruinen) in eher strukturschwachen 
Gebieten (z. B. in Nordbayern) – evtl. in Zusammen-
arbeit mit den Standortkommunen – gelöst werden 
könnten?

 c)  Wie lassen sich die teilweise großen Unterschiede be-
züglich der regionalen Verteilung der Nachlassimmobi-
lien innerhalb Bayerns erklären?

6.  a)  Warum erbt Bayern im bundesweiten Vergleich mit Ab-
stand die meisten Nachlassimmobilien?

 b)  Nach welchen Kriterien wird darüber entschieden, 
welche Nachlassimmobilien in den Grundstock über-
tragen werden? 

 c)  Wo liegen jeweils die 206 Nachlassimmobilien, die 
zwischen 2006 und 2015 in den Grundstock übertra-
gen wurden (bitte Regierungsbezirk, Landkreis und 
Ort bzw. Gerichtsstand angeben)?

7.  a) Ist die Diskrepanz zwischen der in der Anfrage „Nach-
lassimmobilien im Besitz des Freistaats Bayern“ ver-
meldeten Zahl von 3.009 im Bestand des Freistaats 
befindlichen identifizierbaren Nachlassimmobilien und 
der seitens der Deutschen Presse-Agentur (dpa) am 
31.10.2016 vermeldeten Zahl von 7.251 Nachlassim-
mobilien im Besitz des Freistaats allein mit Gebäuden 
in Miteigentümerschaft zu erklären?

 b) Wie verteilt sich die Miteigentümerschaft an diesen 
Gebäuden auf z. B. Privatpersonen, Kommunen und 
andere öffentliche Institutionen?
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Antwort
des Staatsministeriums der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat
vom 08.05.2017

1.	a)	Warum stehen bei der Immobilien Freistaat Bayern 
(IMBY) nur 15 der 3.009 (Stand: 15. März 2017) im 
Besitz des Freistaats befindlichen Nachlassimmo-
bilien zum Verkauf?

Alle Staatserbschaften des Freistaates werden zentral vom 
Landesamt für Finanzen (LfF) abgewickelt. Der Verkauf 
über die IMBY ist nur einer von vielen Wegen, über die das 
LfF Nachlassimmobilien verwertet.
	 Die Verkaufs- und Verwendungsbemühungen des LfF sind 
umfassend und stets einzelfallbezogen und beinhalten neben 
der Verwertung über die IMBY auch die Verwertung im Rah-
men von Zwangsversteigerungs- und Nachlassinsolvenzver-
fahren, Ausschreibungen über die Grundpfandrechtsgläu-
biger und eines Verkaufs an Miteigentümer oder Miterben. 
Im Ergebnis wird damit der Großteil der Nachlassimmobilien 
nicht über die IMBY, sondern über andere Wege verwertet.
	 Zudem umfasst die erwähnte Kategorie „Nachlassim-
mobilien” auf der Homepage der IMBY nur einen Teil der 
angebotenen Immobilien aus Erbfällen. Veräußert die IMBY 
Nachlassimmobilien, die Bestandteil des Grundstockvermö-
gens sind, werden diese regelmäßig nicht unter dieser Kate-
gorie, sondern unter der Kategorie „Verkäufe” angeboten.

	 b)	Wie viele Einnahmen und Ausgaben generiert der 
Freistaat mit den Nachlassimmobilien in den Jah-
ren 2006 bis 2015 (wenn nicht anders möglich, 
Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben 
pro Nachlassfall)?

Wie bereits im Rahmen der Antwort auf die erste Schriftliche 
Anfrage vom 17. Oktober 2016 Drs. 17/14904 dargestellt, 
werden Einnahmen und Ausgaben beim LfF nachlassbezo-
gen erfasst, d. h. einem spezifischen Nachlassfall zugeord-
net. Eine gesonderte statistische Erfassung der Einnahmen 
und Ausgaben mit Immobilienbezug findet nicht statt.
	 Insgesamt ergaben sich beim LfF die folgenden Einnah-
men und Ausgaben aus Fiskalerbschaften , wobei etwa Per-
sonalkosten nicht berücksichtigt sind:

Jahr Ausgaben Einnahmen Überschuss

2006 –528.047,42 EUR 2.513.450,44 EUR 1.985.403,02 EUR

2007 –1.813.359,32  EUR 6.243.962,96  EUR 4.430.603,64 EUR

2008 –1.524.313,15 EUR 4.425.443,22  EUR 2.901.130,07 EUR

2009 –2.857.257,25 EUR 4.111.489,71 EUR 1.254.232,46 EUR

2010 –3.734.699,59 EUR 7.092.148,07 EUR 3.357.448,48 EUR

2011 –3.483.811,62 EUR 6.733.822,37 EUR 3.250.010,75 EUR

2012 –7.253.163,50  EUR 7.807.730,48 EUR 554.566,98 EUR

2013 –6.237.306,27 EUR 8.803.096,33 EUR 2.565.790,06 EUR

2014 –3.605.000,47 EUR 7.271.945,21 EUR 3.666.944,74 EUR

2015 –3.624.505,35 EUR 8.565.200,24 EUR 4.940.694,89 EUR

Der vergleichsweise geringe Überschuss im Jahre 2012 be-
ruht auf außergewöhnlich hohen Ausgaben in diesem Jahr, 
etwa durch die Auszahlung von Vermächtnissen.

	 c)	Wie lässt sich die hohe Zahl an Nachlassimmobili-
en auf gesetzlicher Basis erklären, die sich außer-
halb Bayerns befindet?

Der Freistaat erbt nach § 1936 Bürgerliches Gesetzbuch, 
wenn ein Erblasser seinen letzten Wohnsitz oder gewöhnli-

chen Aufenthalt in Bayern hatte und kein anderer Erbe vor-
handen ist. Maßgeblich ist also nicht die Lage der Immobilie, 
sondern der letzte Wohnsitz bzw. gewöhnliche Aufenthalt 
des Erblassers.

2.	a)	Wie könnte der Freistaat – vor allem unter der 
Maßgabe Innen- vor Außenentwicklung – die Leer-
stände als einen zusätzlichen Baustein nutzen, um 
dem bayernweit mehr oder weniger grassierenden 
Wohnungsmangel zu begegnen?

Zu „Leerständen “ kann es überhaupt nur bei einem kleinen 
Teil der Nachlassimmobilien kommen. So ist die Mehrzahl 
der vom Freistaat geerbten Grundstücke  unbebaut (Flur-, 
Wald- und Wegegrundstücke  oder sonstige unbebaute  
Grundstücke).
	 Zudem wird der Freistaat nur in einem Teil der Fälle Al-
leineigentümer. Häufig ist der Freistaat Teil einer Erben-
gemeinschaft (Miteigentümer- oder Gesamthandsgemein-
schaft) und damit nicht frei in der Entscheidung über das 
weitere Vorgehen hinsichtlich der Immobilien.
	 Wie in der Antwort auf die erste Schriftliche Anfrage vom 
17. Oktober 2016 Drs. 17/14904 umfassend dargelegt, 
sind die Bemühungen des Freistaates gern. Ziffer 2.1.6 der 
Nachlassrichtlinien stets auf eine zeitnahe Veräußerung der 
Grundstücke aus Erbfällen ausgerichtet – unabhängig da-
von, ob ein Grundstück bebaut ist. Mit dem Erlös aus dem 
Verkauf sollen insbesondere die mit dem Erbe verbundenen 
Verbindlichkeiten befriedigt werden.

	 b)	Warum wird bei 5 Jahren oder länger im Besitz des 
Freistaats befindlichen Nachlassimmobilien – laut 
Auskunft in Drs. 17/14904 insgesamt über 1.000 
Immobilien im als Nachlassimmobilien gekenn-
zeichneten Bestand – keine Sanierung (z. B. zu 
Vermietungszwecken o. Ä.), der Abriss bestehen-
der Gebäude oder andere Maßnahmen erwogen, 
die eine Nutzbarmachung der Immobilie wahr-
scheinlicher machen?

Wie in der Antwort zu Frage 2 a erläutert, ist die Mehrzahl 
der Nachlassimmobilien unbebaut, sodass sich diesbezüg-
lich die Frage nach einer Sanierung oder einem Abriss von 
Bestandsgebäuden nicht stellt.
	 Für bebaute „Problemimmobilien” stellt der Freistaat in 
den Jahren 2017 und 2018 zusätzlich 3 Millionen Euro zur 
Verfügung. Mit diesen Mitteln sollen die Betreuung und Pfle-
ge geerbter Immobilien intensiviert und mehr abrissfähige 
Immobilien aus dem Ortsbild entfernt werden. Neben posi-
tiven Effekten für die Nutzbarmachung wird damit auch ein 
zusätzlicher Beitrag zur Verbesserung des Ortsbildes und 
zur Steigerung der Standortattraktivität in den betroffenen 
Gemeinden geleistet.

	 c)	Gibt es Überlegungen in der Staatsregierung, die 
Nachlassrichtlinien vom 31.	Januar 2003 dahinge-
hend anzupassen?

Vgl. Antwort zu Frage 2 b. Das Staatsministerium der Fi-
nanzen, für Landesentwicklung und Heimat hat bereits eine 
Initiative zur vermehrten Entfernung abrissfähiger  Immobi-
lien gestartet.

3.	a)	Tritt der Freistaat in der Regel proaktiv an die je-
weiligen Standortkommunen heran, um ihnen die 
Nachlassimmobilien zum Verkauf anzubieten?

Fällt eine Immobilie im Wege des Staatserbrechts  an den 
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Freistaat Bayern, nimmt das LfF standardmäßig  Kontakt mit 
der jeweiligen Kommune auf und informiert über den Erb-
anfall. In dem entsprechenden  Standardschreiben werden 
nicht nur verschiedene Informationen zum Zustand der Im-
mobilie, sondern auch ein (eventuelles)  Kaufinteresse der 
Kommune abgefragt.
	 Auch im weiteren Verfahren steht der Freistaat im engen 
Kontakt mit den Kommunen. Zur weiteren Intensivierung 
des Kontakts mit den Kommunen wurde ein System fester 
regionaler Ansprechpartner beim LfF etabliert und im Inter-
net unter www.lff.bayern.de veröffentlicht. Jedem Landkreis 
und seinen Kommunen wird namentlich ein Ansprechpart-
ner zugeteilt, der für Fragen zur Verfügung steht. Auf diese 
Weise wird insb. die Betreuung der betroffenen Kommunen 
institutionalisiert und personalisiert.

	 b)	Wenn nein, warum nicht?
Vgl. Antwort zu Frage 3 a.

	 c)	Wenn ja, welches sind die zentralen Gründe der 
Gemeinden, einen Ankauf einer Nachlassimmobi-
lie auszuschlagen?

Die entsprechende Motivation wird nicht abgefragt. Ver-
schiedene Faktoren können eine Rolle spielen, etwa fehlen-
de Nutzungsmöglichkeiten für die entsprechende Immobilie.
	 Zudem sind Nachlassimmobilien zu einem weit überwie-
genden Teil (geschätzte 80 bis 90  Prozent, eine separate 
Datenauswertung hierzu ist nicht möglich) mit Rechten in 
Abteilung II und Abteilung III des Grundbuchs, insbesonde-
re mit Grundpfandrechten (Hypotheken, Grundschulden), 
belastet. Eine Übertragung auf die Kommunen mit diesen 
Belastungen ist aufgrund des kommunalen Haushaltsrechts 
(insbesondere dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit sowie dem Risikominimierungsgebot) oftmals 
nicht möglich.

4.	a)	Wie viele der 2.219 zwischen 2006 und 2015 ver-
kauften Nachlassimmobilien wurden an die jewei-
ligen Standortkommunen veräußert?

Entsprechende Daten werden statistisch nicht erfasst.

	 b)	Bei wie vielen der 3.009 im Besitz des Freistaats 
befindlichen Nachlassimmobilien steht der Frei-
staat derzeit in Verkaufsverhandlungen mit den 
Standortkommunen?

Entsprechende Daten werden statistisch nicht erfasst.

	 c)	Gibt es seitens der Staatsregierung konkrete Über-
legungen, Nachlassimmobilien im Besitz des Staa-
tes unentgeltlich an die jeweils  betroffenen Kom-
munen zu übertragen, damit die Kommunen diese 
im Sinne der Ortsentwicklung, der Nachbarimmo-
bilien und des Ortsbilds nutzbar machen können?

Der Freistaat Bayern kann Grundstücke an betroffene 
Kommunen nach dem geltenden Haushaltsrecht nur zum 
Verkehrswert veräußern (Art. 63 Abs. 3 Bayerische Haus-
haltsordnung – BayHO). Auch  bei Freihandverkäufen, die 
gern. Ziffer 1.3.1 der Grundstücksverkehrsrichtlinien an Ge-
meinden zur Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben möglich sind, 
ist gern. Ziffer 1.3.6 der Grundstückverkehrsrichtlinien der 
Verkehrswert zugrunde zu legen. Unter Einhaltung dieser 
Vorgaben und mangels anderweitiger Nachfrage beträgt der 
Kaufpreis von entsprechend schlecht erhaltenen Nachlas-
simmobilien bereits jetzt häufig nur 1,– Euro. Da also ein 

kostengünstiger Verkauf an Kommunen rechtlich möglich ist 
und auch praktiziert wird, besteht keine Notwendigkeit, für 
Nachlassimmobilien eine Aufweichung  des Grundsatzes, 
Immobilien nur zum Verkehrswert zu veräußern, vorzuneh-
men.
	 Das Problem, das eine Übertragung an die Kommunen 
erschwert, liegt vielmehr in vielen Fällen nicht im Kaufpreis, 
sondern in den hohen dinglichen Belastungen, die oftmals 
mit einem Nachlassgrundstück verbunden sind (vgl. Antwort 
zu Frage 3 c).

5.	a)	Warum stößt die Staatsregierung keine weiterge-
henden Maßnahmen in Regionen an, in denen sich 
Nachlassimmobilien, die als leer stehende Häuser-
ruinen) die Ortsentwicklung behindern, den Wert 
von Nachbarimmobilien mindern und das Ortsbild 
belasten und nur schwierig veräußern lassen (v. a. 
in Nordbayern)?

Die Staatsregierung hat bereits entsprechende Maßnahmen 
getroffen. So wurden für die Jahre 2017 und 2018 bereits 3 
Millionen Euro zusätzlich für die intensivere Betreuung und 
Pflege geerbter Immobilien und für die Entfernung abriss-
fähiger Immobilien aus dem Ortsbild zur Verfügung gestellt 
(vgl. Antwort zu Frage 2 b).
	 Zudem wird mit der auf vier Jahre (2017–2020) befriste-
ten Sonderförderung „Revitalisierung von Stadt- und Orts-
kernen  in Nordostbayern” eine Förderung von Maßnahmen 
zur Beseitigung von Leerständen und der Aufwertung von 
lnnerortslagen im Rahmen der Städtebauförderung und 
Dorferneuerung ermöglicht. Für die entsprechenden Maß-
nahmen wird ein Fördersatz von 90 Prozent gewährt. Für 
den verbleibenden kommunalen Eigenanteil kann auch der 
lnvestivanteil einer etwaig gewährten Stabilisierungshilfe 
verwendet werden.
	 Zu den Maßnahmen zur Beseitigung innerörtlicher Leer-
stände können z. B. zählen:
•	 �Modernisierung und Instandhaltung leer stehender Ge-

bäude;
•	 �Ersatzloser Abbruch leer stehender Gebäude;
•	 �Abbruch leer stehender Gebäude für eine Wiederbebau-

ung.

	 b)	Gibt es konkrete Überlegungen der Staatsregie-
rung, wie die vielfältigen Probleme mit diesen leer 
stehenden Häuserruinen) in eher strukturschwa-
chen Gebieten (z. B. in Nordbayern) - evtl. in Zu-
sammenarbeit mit den Standortkommunen - gelöst 
werden könnten?

Vgl. Antwort zu Frage 5 a.

	 c)	Wie lassen sich die teilweise großen Unterschiede 
bezüglich der regionalen Verteilung der Nachlass- 
immobilien innerhalb Bayerns erklären?

Es werden keine Daten erfasst, die belastbare Aussagen 
im Hinblick auf demografische Strukturen und Entwicklun-
gen oder andere gesellschaftliche Entwicklungen zulassen 
würden.

6.	a)	Warum erbt Bayern im bundesweiten Vergleich mit 
Abstand die meisten Nachlassimmobilien?

Der Freistaat Bayern ist das einzige Bundesland, in dem 
eine gesetzlich verordnete Pflicht der Nachlassgerichte zur 
Erbenermittlung besteht. Notwendige Konsequenz einer 
solchen, auf jeden Erbfall folgenden Erbenermittlung von 
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Amts wegen ist, dass mehr Staatserbschaften festgestellt 
werden als in allen anderen Bundesländern, in denen aktuell 
keine Erbenermittlung von Amts wegen stattfindet.
	 Im Übrigen wird die Motivation, warum Erben in Bayern 
ihre Erbschaft nicht antreten, vom Freistaat Bayern nicht ab-
gefragt.

	 b)	Nach welchen Kriterien wird darüber entschieden, 
welche Nachlassimmobilien in den Grundstock 
übertragen werden?

Nachlassimmobilien, die im Alleineigentum des Freistaa-
tes stehen, werden der IMBY vom LfF zur Verwertung oder 
anderweitigen staatlichen Nutzung übertragen, wenn diese 
nicht belastet sind, und der Nachlass, dessen Teil die Im-
mobilien sind, frei von Nachlassverbindlichkeiten ist. Solche 
Immobilien werden regelmäßig Bestandteil des Grundstock-
vermögens im Sinne des Art. 81 der Bayerischen Verfas-
sung.

	 c)	Wo liegen jeweils die 206 Nachlassimmobilien, die 
zwischen 2006 und 2015 in den Grundstock über-
tragen wurden (bitte Regierungsbezirk, Landkreis 
und Ort bzw. Gerichtsstand angeben)?

Die regionale Verteilung der in das Grundstockvermögen 
übertragenen Nachlassimmobilien ergibt sich aus der An- 
lage.

7.	a)	Ist die Diskrepanz zwischen der in der Anfrage 
„Nachlassimmobilien im Besitz des Freistaats 

Bayern“ vermeldeten Zahl von 3.009 im Bestand 
des Freistaats befindlichen identifizierbaren Nach-
lassimmobilien und der seitens der Deutschen 
Presse-Agentur (dpa) am 31.10.2016 vermeldeten 
Zahl von 7.251 Nachlassimmobilien im Besitz des 
Freistaats allein mit Gebäuden in Miteigentümer-
schaft zu erklären?

Die teilweise in der Presse vermeldete Zahl von 7.251 Nach-
lassimmobilien bezieht sich auf die Anzahl aller Nachlassim-
mobilien, die dem Freistaat Bayern jemals zugefallen sind. 
Abzüglich der bislang erfolgten Verwertungen befinden sich 
wie dargestellt (Stand November 2016) insgesamt 3.037 Im-
mobilien im Besitz des Freistaates, davon 3.009 Immobilien 
aus gesetzlichen und 28 Immobilien aus testamentarischen 
Erbfällen.

	 b)	Wie verteilt sich die Miteigentümerschaft an die-
sen Gebäuden auf z. B. Privatpersonen, Kommu-
nen und andere öffentliche Institutionen?

Von den 3.037 Immobilien, die sich Ende 2016 nach den 
Datenbankauswertungen des LfF im Besitz des Freistaa-
tes Bayern befanden, standen 1.263 im Alleineigentum des 
Freistaates Bayern. An 963 Immobilien bestand Gesamt-
handseigentum und an 749 Immobilien Miteigentum des 
Freistaates Bayern. Die Eigentumsverhältnisse von 62 Im-
mobilien waren nicht automatisch auswertbar.
	 Wer neben dem Freistaat Bayern Anteilseigner an den 
Immobilien ist, wird statistisch nicht erfasst.
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Anlage

Verwertungsjahr 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
nicht exakt 
datierbar Anzahl

Mittelfranken 9 5 1 5 2 22
Erlangen 1 1
Nürnberger Land, Nürnberg 5 5 2 1 13
Roth 4 1 2 1 8

Niederbayern 2 1 2 2 2 9
Kelheim 1 1
Landshut 1 1
Passau 2 2 2 1 7

Oberbayern 1 1 1 3 7 13
Ingolstadt 1 1
Miesbach 1 1
Mühldorf am Inn 1 1
München 1 1 2 4
Rosenheim 1 1 2
Starnberg 1 1
Traunstein 1 1
Weilheim-Schongau 2 2

Oberfranken 4 2 14 6 1 2 9 4 42
Bamberg 1 1
Bayreuth 1 1 2
Coburg 1 1
Forchheim 1 1
Hof 1 1 10 1 1 2 16
Kronach 3 1 7 11
Kulmbach 1 1 2
Lichtenfels 1 1
Wunsiedel i. Fichtelgebirge 3 4 7

Oberpfalz 3 1 1 4 1 10
1 1 2
1 1 1 3
1 1

Cham Schwandorf 
Tirschenreuth 
Weiden i. d. OPf.

4 4
Schwaben 1 3 2 1 7

Augsburg 1 2 2 5
1 1 2Dillingen a. d. Donau 

Unterfranken 9 2 29 9 8 16 3 76
Aschaffenburg 1 1 2
Bad Kissingen 1 3 3 7
Kitzingen 6 6
Main-Spessart 29 2 31
Miltenberg 3 1 1 5
Rhön-Grabfeld 4 1 3 8
Würzburg 1 2 4 10 17

Außer Bayern/k.A. 1 2 2 8 1 7 6 27
Gesamtergebnis 1 4 14 31 9 47 20 40 37 3 206

Verwertungsjahr 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 Anzahl
Oberbayern 2 2

Rosenheim 2 2
Oberfranken 1 1

Forchheim 1 1
Außer Bayern/k.A. 1 1
Gesamtergebnis 1 3 4

Auf Grundstock übertragene Immobilien aus testamentarischen Erbfällen nach Landkreisen (beinhaltet kreisfreie Städte)

Auf Grundstock übertragene Immobilien aus gesetzlichen Erbfällen nach Landkreisen (beinhaltet kreisfreie Städte)
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Anlage 

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
nicht exakt 
datierbar Anzahl

1 1 2
1 2 2 5

1 3 3 7
4 1 3 8

1 1
1 1 2
1 1 2

1 1
1 1 2

1 1
1 1

29 2 31
2 5 2 9

1 1 10 1 1 2 16
1 1

1 1
6 6

3 1 7 11
1 1 2

1 1
1 1

1 1
1 1

1 1 2 4
3 1 4

3 1 1 5
2 2 2 1 7

1 1 2
4 1 2 1 8
1 1 1 3

1 1
1 1

1 1
4 4

2 2
3 4 7
1 2 4 10 17

1 2 2 8 1 7 6 27

Verwertungsjahr 
Aschaffenburg 
Augsburg
Bad Kissingen
Bad Neustadt a. d. Saale 
Bamberg
Bayreuth
Cham
Coburg
Dillingen a. d. Donau 
Erlangen
Forchheim 
Gemünden a. Main 
Hersbruck
Hof
Ingolstadt
Kelheim
Kitzingen
Kronach
Kulmbach
Landshut
Lichtenfels
Miesbach
Mühldorf am Inn 
München
Nürnberg
Obernburg a. Main 
Passau
Rosenheim 
Schwabach 
Schwandorf 
Starnberg 
Tirschenreuth 
Traunstein
Weiden i. d. Opf. 
Weilheim i. OB 
Wunsiedel
Würzburg
Außer Bayern/k.A. 
Gesamtergebnis 1 4 14 31 9 47 20 40 37 3 206

Verwertungsjahr 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 Anzahl
Forchheim 1 1
Rosenheim 2 2
Außer Bayern/k.A. 1 1
Gesamtergebnis 1 3 4

Auf Grundstock übertragene Immobilien aus gesetzlichen Erbfällen nach Gerichtsorten

Auf Grundstock übertragene Immobilien aus testamentarischen Erbfällen nach Gerichtsorten


